Sammlung 


für die 


! e iſchen Staaten 


(Ar. 7366.) Geſetz, betreffend die Vereinigung der Vorſtädte vor Celle und der Stadt⸗ 
5 gemeinde Celle. Vom 15. März 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 
E mit Zuſtimmung beider Häuſer des eee der Monarchie, was 
olgt: ü 


si 


Mit dem Anſchluſſe der verfügen 0 Gen 
Vorſtadt Altenzelle, 
Na und 
euenhäuſen 


| an die an Celle ift gleichzeitig und unter gleichen zen die 
vorſtädtiſche Gemeinde i 


Neuſtadt⸗Altenhäuſen 
mit der Stadtgemeinde Celle zu vereinigen. 


82 : 
Der Minifter des Innern iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 1 beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 15. März 1869. 
V G. S) Wilhelm. 


)) 8 bon 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
9 Leonhardt. 1575 


5 


Jahrgang 1869. (r. 7366--7368) 5 (Nr. 7367.) 
Ausgegeben zu Berlin den 31. März 1869. 


67. Geſeß, betreffend d 


Wir Wil 

| ae „unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
olgt: a 

ur 1 


Der H. 1. Abſatz 2. und die $$. 2 und 3. der Verordnung vom 12. Novem⸗ 
ber 1855. (Geſetz⸗Samml. S. 688.) werden, unter Bereitſtellung der Mittel 
zur Erfüllung derjenigen Verbindlichkeiten, welche durch die in Ausführung der 
gedachten Verordnung mit vormals reichsunmittelbaren Fürſten und Grafen ge⸗ 
ſchloſſenen Verträge auf die Staatskaſſe bisher übernommen find, außer Kraft geſetzt. 


N * 

Die Ausführung der Beſtimmung in $. 1. Abſatz 1. der Verordnun 
vom 12. November 1855. über die danach erfolgte Wiederherſtellung der eh 
die Geſetzgebung feit dem Jahre 1848. verletzten Rechte und Vorzüge mittelbar 
1 Deutfcher Reichsfürſten und Grafen erfolgt fortan im Wege beſonderer 
Geſetze. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. { 8 i 
Gegeben Berlin, den 15. März 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Ro on. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. 5 


. verſchreibungen. Vom 18. März 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen c. 
ee Se „mit Zustimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 


5 er Die Ausreihung neuer Kupond-Serien nebſt Talons zu den Staats, 
Schuldverſchreibungen erfolgt an den Inhaber des mit der nächſt älteren Seri 
ausgegebenen Talons gegen Rückgabe des letzteren, ſofern nicht von dem Inhab 


der betreffenden Schuldverſchreibung bei der mit der Ausreichung der Kup 


, Cr. 7368.) Geſeß, betreffend die Ausgabe von Talons zu den Preußiſchen Staats- Schuld 


Einziger Paragraph, 


beauftragten Behörde rechtzeitig Widerſpruch dagegen erhoben wird, in dieſem 
Falle erfolgt die Ausreichung der neuen Kupons ⸗Serie nebſt Talon an den 
Vorzeiger der Schuldverſchreibung. 8 

Ein Amortiſationsverfahren wegen verlorener oder vernichteter Talons 
findet nicht ſtatt. 


Alle dem gegenwärtigen Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen treten 
hierdurch außer Kraft. g 


Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 18. März 1869. 
| (L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismard-Schönhaufen Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
i 5 Leonhardt. 


(Nr. 7869.) Allerhöchſter Erlaß vom 17. Februar 1869., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte an den Kreis Inſterburg, Regierungsbezirk Gum⸗ 
binnen, für den Bau und die Unterhaltung der Kreis⸗Chauſſeen a) von 
Jäniſchken an der Inſterburg⸗Nordenburger Staats⸗Chauſſee über Blokin⸗ 
nen bis zur Darkehmer Kreisgrenze in der Richtung auf Trempen, b) von 
Berſchkallen im Anſchluſſe an die Inſterburg⸗Berſchkaller Chauſſee bis zur 
Labiauer Kreisgrenze in der Richtung auf Mehlauken. 


N Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der 
Chauſſeen im Kreiſe Inſterburg, Regierungsbezirk Gumbinnen, a) von Jäniſchken 
an der Inſterburg⸗Nordenburger Staats⸗Chauſſee über Blokinnen bis zur Dar⸗ 
kehmer Kreisgrenze in der Richtung auf Trempen, b) von Berſchkallen im An⸗ 
c an die Inſterburg⸗Berſchkaller Chauſſee bis zur Labiauer Kreisgrenze in 
der Richtung auf Mehlauken genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe 
Inſterburg das Expropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen 
Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unter⸗ 
haltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehen⸗ 
den Vorſchriften, in Bezug auf Diele Straßen. Zugleich will Ich dem gedachten 
Kreiſe gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straßen 
das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die 
Sthaats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in dem⸗ 
ſelben enthaltenen Beſtimmungen über die e „ſowie der ſonſtigen die 
ix rung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den 
Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen 
r. 78687370) 65* die 


die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung 
kommen. 8 a 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 17. Februar 1869. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


— —ꝓ “! 


(Nr. 7370.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
des Inſterburger Kreiſes im Betrage von 46,200 Thalern, III. Emiſſion. 
Vom 17. Februar 1869. i 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
Nachdem von den Kreisſtänden des J becher Kreiſes auf den Kreis⸗ 


tagen vom 2. Januar und 29. Auguſt v. J beſchloſſen worden, die zur Aus⸗ 
führung der vom Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten außer den durch die Pri⸗ 
vilegien vom 28. Dezember 1864. und vom 18. November 1867. (Geſetz⸗Samml. 
für 1865. S. 77. und Geſetz⸗Samml. für 1867. S. 1906.) genehmigten Anleihen 
von 134,000 Thalern und 38,600 Thalern noch erforderlichen Geldmittel im 
Wege einer weiteren Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der ger 
dachten Kreisſtände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zins. 
kupons verſehene, Seitens der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem ange- 
nommenen Betrage von 46,200 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen 
weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden 
hat, in Gemäßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung 
von Obligationen zum Betrage von 46,200 Thalern, in Buchſtaben: ſechs und 
vierzig Tauſend zweihundert Thalern, welche in folgenden Apoints: 
Be 15,500 Thaler à 500 Thaler, 
15,400 I 
15,300, er 100, 0 
25 1 > 46,200 Thaler, ö 
„nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
} fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
HFiolgeordnung jährlich vom 1. Januar 1870. ab mit wenigſtens jährlich Einem 
Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuld⸗ 
e e, 


verſchreibungen, zu tilgen find, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landes⸗ 
herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber 
dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des 
Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staates nicht übernommen wird „iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. f i 
f Urkundlich unter Anſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 17. Februar 1869. 
(. S.) Wilhelm. 
Fh. v. d. Heydt. Gr. v. Itenplit. Gr. zu Eulenburg. 


28 a 


1 8 0 prob Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. , 
-,.Dbligation 
j̃ͥ 

. III. Emiſſion 


ie „ 
über pocy ei 
ET, Thaler Preußiſch Kurant. 2 
Auf Grund der unterm . beſtätigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 


Cr. 7370) von 
8 


Zur f | 


Kreis mit K en Vermögen. 
‚le zu u haben wir r dies ebnen ler unferer Unterſchrift 


ertheilt. | 
Infteeburg, N 18 


Die kreisſtaͤndiſche Kommiſſt ion fur den Chauſſeebau 
im Inſterburger Kreiſe. 
Anmerkung: Die Unterſchriften find eigenhändig zu vollziehen. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Zinskupon 


zu der 


Kreis⸗Obligation des Inſterburger Kreiſes 


. III. Emiffion 
ER Littr. ..... Mic. 
baer, A Zinſen 


, ae .. Sülb, lbergroſchen. 


Der Inhaber Bi Zinskupons ern 11 gegen 1 65 Rückgabe in der Zeit 
n : 8 reſp. vam in bis end. 
und ſpäterhin die Sin der vorbenannten Kreis⸗Obligation für das Halbjahr 
Er i:! mit 05 Buchſtaben Thalern 
5 5 . bei der Kreis- „ du e 5 
a Iuſerburgf FVV, 5 
(L. 5 2; a 5 
4 
Die heiefänbie Kommiſſion für den Chauſſeebau „ 75 
im Inſterburger Kreise 15 = f 
D Sk ilti d + 
/ a a a dan 1 155 N 


Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit ab 
gerechnet, erhoben wird. 


Anmerkun . Die Namensunterſchriften der Mitglieder der Kommiffion können in 

„Vettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden, doch muß jeder au 
55 mit der agenhendigen Unterſchrift eines Kontrolbeamten verſehen 
Be en. e 


r 


Ar. 73707371) 


Pro- 


pPʒrovinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. = 


zur 
Kreis⸗Obligation des Inſterburger Kreiſes. 

Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obligation 
des Inſterburger Kreiſes, III. Emiſſion, N N 

l Me über Thaler à fünf Prozent Zinſen 
die „te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Inſterburg, ſofern nicht von dem als ſolchen legitimirten In⸗ 
haber der Obligation rechtzeitig dagegen Widerſpruch erhoben iſt. 

Inſterburg, den ten 18 


Die kreisſtändiſche Kommiſſion für den Chauffeebau 
im Inſterburger Kreiſe. 


Anmerkung. Die Namensunterſchriften der Mitglieder der Kommiſſion können mit 
Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden, doch muß jeder Talon 
mit der eigenhändigen Unterſchrift eines Kontrolbeamten verſehen werden. 

Der Talon iſt zum Unterſchiede auf der ganzen Blattbreite unter 
den beiden letzten Zinskupons mit davon abweichenden Lettern in nade 
ſtehender Art abzudrucken. 3 


. Zins kupon. Sins kupon. 


(Jr. 7371.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis „Obligationen 2 
des Greifswalder Kreiſes im Betrage von 21,000 Thalern, III. Emiſſion. 
Vom 22. Februar 1869. 5 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
Nachdem von den Kreisſtänden des Greifswalder Kreiſes auf dem Kreistage i 


i vom 12. Dezember 1868. beſchloſſen worden, die zur Berichtigung der noch rück⸗ 
SR 5 055 Chauſſeebaukoſten erforderlichen Geldmittel außer den auf Grund Un⸗ 


ſerer Privilegien vom 21. März 1864. und 31. Mai 1865. (Geſetz⸗Samml. 
für 1864. S. 200., 1865. S. 767. ff.) aufgenommenen Anleihen im Wege einer 
ferneren Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreis⸗ 
fände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, 
Seitens der Gläubiger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage 
von 21,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da fi) hiergegen weder . 5 
Sr 5 Be d 


RATTEN TE DAN 
EEE RN LEBEN, 


1 — 497 — 
der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit 
des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen 
zum Betrage von 21,000 Thalern, in Buchſtaben: Einundzwanzig Tauſend 
Thalern, welche in folgenden Apoints: 
80 Stück = 16,000 Thaler à 200 Thaler, 
5,00⸗0 » 3 100 


RAN 50 = 5 

N g 21,000 Thaler, 

N nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
| fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
i Folgeordnung jährlich vom Jahre 1870. ab mit wenigſtens jährlich Einem 


Prozent des Kapitals unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldraten 
q zu amortiſiren ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Ge⸗ 
nnehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer 

Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen⸗ 
thums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staates nicht übernommen wird F {ft durch die Geſetz⸗ 

ammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 22. Februar 1869. 


(. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Provinz Pommern, Regierungsbezirk Stralſund. 


Obligation 


des 
Greifswalder Kreiſes 
III. Emiſſion 


über 
Auf Wm 7˙ʃ A enehmigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 


12. Dezember 1868. wegen Aufnahme einer chuld von 21,000 Thalern bekennt 
JNuhrgang 1889. (Nr. 7371.) 66 ſich 


18 die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Greifswalder Kreiſes Namens 
des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers un⸗ 
kündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von . .. Thalern Preußiſc 
Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf Prozent jährlich 
zu verzinſen iſt. l 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 21/000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1870. ab aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenig⸗ 
ſtens jährlich Einem Prozent des geſammten Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen 
von den getilgten Schuldraten. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Lobs beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1870. ab in dem 
Monate Juni jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die ge⸗ 
kündigten Schüldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung er⸗ 
folgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, 
zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der König⸗ 
lichen Regierung zu Stralſund, ſowie in der zu Stettin und Stralſund erſchei⸗ 
nenden Stralſunder reſp. Norddeutſchen Zeitung und dem Königlichen Staats⸗ 
anzeiger. 

> Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 2. Juli, von heute an 
gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Greifswald, und zwar auch in der nach dem 
Eintritte des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präfentixten Schuldverſchrei⸗ 
bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Fälligkeitstermine 
abe Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. N 8 f 
; Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 


7 


dem Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, 


vom Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen 
Zinſen, verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Theil I. 
Titel 51. §. 120. segu. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Greifswald. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 1 Br 

* 2 1 Pr 


er. 7371-7372) | 66 Pro⸗ 


Mit dieser Schulbverfihreibung find: . halbjährige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres .. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. N 


7 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis - Kom- 
munalkaſſe zu Greifswald gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons 1 die n der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt, i 
Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. 
en Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. B 


Greifswald, den . ten ann 
Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Greifswalder 
Kreiſe. 


Provinz Pommern, Regierungsbezirk Stralſund. 
Erſter bis ....... Zinskupon 


3 zu der ö 
Kreis⸗Obligation des Greifswalder Kreiſes 
5 III. Emiſſion i 
Littr.. , 
Uber 2 Thaler zu fünf Prozent Zinſen 


über ̃ 
„ Thaler Silbergroſchen. 50 
Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe in der 
Zeit pm DB, ee ep vom deu 5 
M und ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗ Obligation 
für das Halbjahr vdomnm RBB mit (in Buchſtaben) 
5 Thalern ..... ..... Silbergroſchen bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu 
Greifswald. b 
Greifswald, den irn 18. ö 
Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau im Greifswalder 
Kreiſe. ö ö 1 
Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Habde eng mi aneh bier Jah a 


der deb vom Schluß des betreffenden 
Kalen erjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Pommern, Regierungsbezirk Stralſund. 
e e 
r 
Kreis⸗Obligation des Greifswalder Kreiſes 
8 III. Emiſſion. 885 f 17) 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obli- 
walder Kreiſes 0 f 
M . . über ..... Thaler à fünf Prozent Zinſen 


Die ſtandiſche Kommiſſion fir den Chauſſeebau im Greifswalder. 
Kreiſe. 


(Nr. 7372.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. März 1869., betreffend die Entrichtung der Abgaben 
g für die Benutzung des Hafens zu Ruhrort. 


i a Habe den mit Ihrem Berichte vom 28. Februar d. J. eingereichten Tarif 

zur Entrichtung der Abgaben für die Benutzung des Hafens zu Ruhrort, im 
Kreiſe Duisburg, Regierungsbezirks Düſſeldorf, genehmigt und ſende Ihnen 
denſelben hierbei vollzogen zur weiteren Veranlaſſung zurück = 

Der neue Tarif tritt mit dem 1 April 1869. in Kraft, und es foll von 
b dieſem Zeitpunkte ab die Erhebung der Abgaben nach dem Hafengelder⸗Tarif für 
Ruhrort vom 6. Dezember 1819. eingeſtellt werden. 5 
Berlin, den 8. März 1869. 
8 5 5 Wilhelm. 
th. v. d. Heydt. Gr. v. Ihenpliß. 


An den Finanzminiſter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
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Entrichtung der Abgaben für die Benutzung des Hafens zu Ruhrort, 
im Kreiſe Duisburg, Regierungsbezirks Düͤſſeldorf. 


165 


} 2 


f J. an Hafengeld: 
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II. an Schutzgeld: b 

FF 8 5 12 

für den Winteraufenthalt von je 400 Zent⸗ 

. nern Ladungsfähigkeit .......20...... 
2— 7373) Er 


5 | 
88 Bie Feri ungen e ee e 
Befreit ſind: ante cg 0 ER 


zu I. von der Entrichtung des Hafengeldes alle Ruhrſchiffe, welche beladen 
von der Ruhr in den Hafen und nach erfolgter Entladung wieder 
zurück in die Ruhr fahren; he 
zu II. von der Entrichtung des Schutzgeldes diejenigen Remorqueure, deren 
Inhaber Magazinbeſitzer im Hafen ſind. 
Gegeben Berlin, den 8. März 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 
Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


(Nr. 7373.) Bekanntmachung der Miniſterial⸗Erklärung vom 3. März 1869, betreffend die 
zwiſchen Preußen und dem Fürſtenthum Waldeck abgeſchloſſene Ueber⸗ 
einkunft wegen Ausdehnung des gegenſeitigen Rechtsſchutzes hinſichtlich der 
Forſt⸗, Feld-, Jagd, Fiſcherei⸗ und ähnlichen Frevel und Polizei ⸗Ueber⸗ 
tretungen. Vom 22. März 1869. 


N Königlich Preußiſche und die Fürſtlich Waldeckiſche Regierung ſind Behufs 
Ausdehnung des gegenſeitigen Rechtsſchutzes hinſichtlich der Forſt⸗, Feld⸗“ Jagd⸗ 
Fiſcherei⸗, ſowie der an Baumpflanzungen, an Waſſerbau⸗Anlagen, Eiſenbahnen, 
Staatsſtraßen und Vizinalwegen vorkommenden Frevel und Polizei⸗Uebertretun⸗ 


gen, welche von Angehörigen des einen Theils in dem Staatsgebiete des anderen 
Theils begangen werden, über die nachfolgenden Beſtimmungen übereingekommen. 


Artikel 1. K 
Beide kontrahirenden Regierungen verpflichten fich, diejenigen Forſt⸗, Feld⸗, 
Jagd- und Fiſchereifrevel und Polizei⸗Uebertretungen, ingleichen diejenigen Frevel 
und Polizei⸗Uebertretungen an Baumpflanzungen, Waſſerbau⸗Anlagen, Eiſen⸗ 


bahnen, Staatsſtraßen und Vizinalwegen, welche von ihren Staatsangehörigen I 


im Staatsgebiete der anderen Regierung verübt find, ebenſo zu unterſuchen und 
zu beſtrafen, als wenn ſie im eigenen Staatsgebiete verübt worden wären. 

Bei der Befugniß beider Regierungen, die auf ihrem Gebiete betroffenen 
und arretirten ausländiſchen Kontravenienten ſelbſt beſtrafen zu laſſen, bewendet 
es auch fernerhin. Doch ſoll von dieſer Befugniß gegenüber von Perſonen, 
welche Angehörige des anderen Staates ſind und ſich in demſelben auch aufhalten, 
nur dann Gebrauch gemacht werden, wenn Kontravenienten ſchaarenweiſe ein⸗ 
fallen, oder ſich einer Widerſetzlichkeit oder eines anderen Vergehens oder Ver⸗ 
brechens außer der Kontravention ſchuldig machen. In allen übrigen Fällen 
ſollen die Kontravenienten der zuſtändigen Behörde des Heimathsſtaates über⸗ 
wieſen, beziehungsweiſe überliefert werden. 785 

Artikel 2. | En 

Für die Konſtatirung einer der im Artikel 1. bezeichneten Kontraventionen, 
welche von einem Angehörigen des einen Staates in dem Gebiete des anden 
begangen worden, ſoll den Pidtokollen, Ausſagen und Abſchätzungen, welche 

eien 


N 


4 von den kompetenten Forſt⸗, Polizei? und ſonſtigen zuſtändigen Beamten des 


Orts reſp. Bezirks der begangenen Kontravention aufgenommen worden find, 
derſelbe Glaube von der zur Aburtheilung zuſtändigen Behörde beigemeſſen wer⸗ 
den, welchen die Geſetze den Protokollen und Abſchätzungen der inländiſchen 
Beamten beilegen. 

Artikel 3. 


Von den beiderſeitigen Behörden ſoll zur Entdeckung der Kontravenienten 
alle mögliche Hülfe geleiſtet werden. Namentlich ſollen die beiderſeitigen Forſt⸗ 
und Polizeibeamten befugt ſein, die Spur der Kontravenienten auf das fremde 
Gebiet zu verfolgen und letztere auf dem fremden Gebiete zu verhaften, jedoch 
mit der Verbindlichkeit, die Arretirten unverzüglich an die nächſte Polizei- oder 
Juſtizbehörde deſſelben Gebiets abzuliefern, damit daſelbſt ihr Name und Wohn⸗ 
ort ausgemittelt werden kann. Im Falle hierbei im Gebiete des anderen Staates 
eine Hausſuchung nothwendig wird, hat der verfolgende Beamte ſich zu dem 
Ende an die Orts⸗Polizeibehörde der betreffenden Gemeinde zu wenden und die⸗ 
ſelbe zur Vornahme der Viſitation aufzufordern. Die bei der Hausſuchung 
aufgefundenen, als Objekte der begangenen Kontravention bezeichneten Gegen⸗ 
fände find in Verwahrung zu bringen. Der Vollzug der Requiſition erfolgt 
koſtenfrei für den Requirirenden. 


ERBEN Artikel 4. 
Auaeber die Hausſuchung iſt ſofort ein Protokoll aufzunehmen. Eine Aus⸗ 
fertigung deſſelben iſt dem requirirenden Beamten einzuhändigen, eine zweite der 


borgeſetzten Behörde des requirirten Beamten einzuſenden. 


N Artikel 5. 

Den unterſuchenden und beſtrafenden Behörden in den beiderſeitigen Staa⸗ 
ten wird es zur Pflicht gemacht, die Unterſuchung und Beſtrafung der vorliegen⸗ 
den Kontraventionen ſo ſchleunig vorzunehmen, als es nach den hierüber beſtehenden 
Vorſchriften des Landes nur immer thunlich iſt, auch insbeſondere bei aus⸗ 
gezeichneten oder ſehr bedeutenden Kontraventionen die Unterſuchung in jedem 
einzelnen Falle ſogleich eintreten zu laſſen. 

5 Artikel 6. 

Die Vollziehung der Straferkenntniſſe, ſowie die Beitreibung der, den 
Flur⸗, Wald-, Jagd- und Fiſcherei⸗Eigenthümern etwa zuerkannten Entſchädi⸗ 
gungsgelder geſchieht nach den Landesgeſetzen und ſoll mit der thunlichſten Be⸗ 
ſchleunigung bewirkt werden. 30 8 

Die erkannte Geld⸗ oder Arbeitsſtrafe wird zum Vortheile desjenigen 
Staates vollzogen, deſſen Behörde die Strafe erkannt hat. Wenn die vollſtän⸗ 
dige Beitreibung der dem Verurtheilten obliegenden Geldleiſtungen nicht erfolgen 
kann, ſo werden zuerſt die Anſprüche auf Werth⸗ oder anderen Schadenerſatz, 
ſodann aber die Anzeige und Pfandgebühren / wenn ſolche nach den Geſetzen des 
erkennenden Gerichts ſtattfinden, berichtigt, und es wird der etwa dann verblei⸗ 
bende Reſt auf Strafe und Koſten verrechnet. 

Dem Beſchädigten dürfen für die Vollſtreckung der Erkenntniſſe und in⸗ 
ſonderheit für die Beitreibung der Schadenserſatzgelder Koſten nicht zur Laſt 
gelegt werden. 5 
Ur. 7373.) Art. 


4 


en 
Artikel 7. 
Soweit das gegenwärtige Abkommen nicht Abweichungen feſtſtellt, kommen 


auf die unter daſſelbe fallenden Unterſuchungsſachen die allgemeinen Vorſchriften 
des zwiſchen beiden Staaten unter dem 11. Oktober 1861. abgeſchloſſenen und 
mittelſt Miniſterial⸗Erklärungen vom = Februar 1868. erweiterten Jurisdiktions⸗ 
Vertrages zur Anwendung. 
Artikel 8. 
Die Dauer der gegenwärtigen Uebereinkunft wird auf fünf Jahre feſt⸗ 
geſetzt. Erfolgt ſechs Monate vor dem Ablaufe keine Aufkündigung von einer 
. oder der anderen Seite, ſo gilt die Uebereinkunft ihrem ganzen Inhalte nach je 
5 für einen ferneren Zeitraum von fünf Jahren. 
Er Artikel 9. 
Die gegenwärtige Uebereinkunft tritt in Anſehung der Forſtfrevel an die 


Stelle der zwiſchen den beiden Regierungen unter dem mn 1822. und 16 Ok- 


tober 1846. abgeſchloſſenen Konventionen. Ingleichen werden die nachbenannten, 
von der Fürſtlich Waldeckiſchen Regierung über Gegenſtände der vorliegenden 
Ben Uebereinkunft abgeſchloſſenen Konventionen in Anſehung der jetzt zur Preußiſchen 
8 Monarchie gehörigen Landestheile als erloſchen angeſehen: 


a) die Konvention mit dem Königreich Hannover vom f. en 1860, 


b) die bisher laut Miniſterial⸗Erklärungen vom 15 Februar 1868. noch 

aufrecht erhaltenen Konventionen mit Kurheſſen von 1828., 1834. und 1854; 

e) die Konvention mit dem Großherzogthum Heſſen vom 7. März 1824. nebſt 

den dazu ſpäter getroffenen erläuternden und erweiternden Vereinbarungen. 

Zu Urkund deſſen iſt die gegenwärtige Miniſterial⸗Erklärung ausgefertigt 

worden, um gegen eine entſprechende Erklärung des Landesdirektors der Fürsten. 
thümer Waldeck und 3 ausgewechſelt zu werden. 
Berlin, den 3. März 1869. a 


Der Königlich Preußiſche Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
Im Auftrage: N 
(L. S.) v. Thile. 


Voſebende Erklärung wird, nachdem ſie gegen eine entſprechende Erklärung 
des Landesdirektors der Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont vom 13. d. M. 
ausgewechſelt worden iſt, hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 22. März 1869. f 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Im Auftrage: 
v. Thile. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerel 
(R. v. Decker). 


